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Ökumene als Bedrohung. Die Haltung der DDR-
Historiographie gegenüber den deutschen 
Historikertagen von 1949 bis 1962 

Erst 1958, fast ein Jahrzehnt nach Gründung der DDR, vollendete sich die 
institutionelle Spaltung der deutschen Geschichtswissenschaft, entstand 
neben dem Verband der Historiker Deutschlands (mit Sitz in Göttingen) 
eine Deutsche Historiker-Gesellschaft (mit Sitz in Leipzig), die in der Fol­
ge dem (west-)deutschen „Historikertag" einen (ost-)deutschen „Histo­
riker-Kongreß" entgegensetzen sollte. Bis zu diesem Jahr aber hielt auch 
die DDR-Historiographie ungeachtet ihrer weltanschaulichen Trennung 
vom „bürgerlichen" Pendant westlich der Elbe an der Einheit der institu­
tionellen Fachbegegnungen beider Geschichtswissenschaften fest, bis es 
auf dem 24. Historikertag 1958 in Trier zum manifesten Bruch kam. Die 
Gründe für diese Verzögerung stehen im Zentrum dieses Beitrags, in dem 
danach gefragt wird, mit welchen Strategien die zunehmend parteilich 
gebundene Geschichtswissenschaft der DDR ihren Umgang mit der west­
deutschen Historiographie auf der Ebene ihrer zentralen Fachtagungen 
organisierte, inwieweit sie sich auf ihnen der wissenschaftlichen Heraus­
forderung eines anderen Geschichtsdenkens stellte, inwieweit sie sich ge­
gen sie immunisierte. 

Außerhalb dieser Betrachtung können die ersten beiden Nachkriegsver­
sammlungen deutscher Historiker in München 1949 und Marburg 1951 
bleiben, mit denen der Verband der Historiker Deutschlands sich den Weg 
in die internationale Fachöffentlichkeit neu zu bahnen suchte.1 In München 
waren unter den 231 Teilnehmern auch neun ostdeutsche Vertreter anwe­
send. Keiner unter ihnen freilich repräsentierte eine eigenständige DDR-
Geschichtswissenschaft, auch wenn der einzige Marxist unter ihnen, Wal­
ter Markov, seinen Standpunkt engagiert vertrat. München spiegelte nicht 
die Trennlinie zwischen Historikern West und Historikern Ost, sondern die 
schwächer werdende Abwehr einer in Grundfragen noch einheitlichen 
Historikerschaft gegen die Auswirkungen der politischen Teilung. Entspre­
chend bemühte Markov selbst sich in seinen Erwiderungen auf Gerhard 
Ritters Referat über die „Gegenwartsaufgabe der Historie" deutlich um 
Konzilianz und argumentierte ebenso auf dem Boden eines gemeinsamen 
Wissenschaftsverständnisses wie seine nicht-marxistischen Kollegen Karl 
Griewank und Fritz Rörig. Die Mehrheit der Tagungsgäste allerdings emp-
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fand Markovs Plädoyer für einen marxistischen Zugang zur Geschichte 
ebenso wie etwa Fritz Rörigs Dank an die Großzügigkeit der „ostzonalen 
Behörden" mehr als pflichtschuldige Rücksichtnahme auf die bestehenden 
Machtverhältnisse denn als Aufforderung zur Auseinandersetzung mit 
einem anderen Geschichtsbild." Den vorherrschenden Geist der innerdeut­
schen Beziehungen auf dem Münchener Historikertag überlieferte Gerhard 
Ritter in einem späteren Brief an Hermann Heimpel: „Von den Kollegen 
aus dem Osten sagte mir einer zum Schluß, er habe doch mit Freuden ge­
sehen, daß sie hinter dem Eisemen Vorhang in keiner Weise vergessen 
wären, sondern sich dankbar eng mit uns verbunden fühlen."0 

In der wissenschaftlichen und populären Publizistik der DDR wurde der 
Münchener Historikertag ebenso ignoriert4 wie zwei Jahre später der Fol­
gekongreß in Marburg. Die Austreibung der „bürgerlichen" Geschichts­
wissenschaft in der DDR im Zuge des zwischenzeitlich hereingebrochenen 
„Sturms auf die Festung Wissenschaft" ließ sich darin ablesen, daß zur 
Marburger Versammlung mit Ausnahme Fritz Hartungs überhaupt kein 
ostdeutscher Historiker mehr erschien. Die zuständige Abteilung Kultur 
des Z K der SED, die zusammen mit dem Staatssekretariat für Hoch- und 
Fachschulwesen den Aufbau der marxistisch-leninistischen Historiographie 
in der DDR vorantrieb, hatte sich mit der Frage einer Teilnahme von DDR-
Historikern gar nicht befaßt. Dies zeugte gleichermaßen von der Intensität, 
mit der der bürgerliche Geist nach dem III. Parteitag der SED von 1950 
und dem 4. ZK-Plenum vom Januar 1951 aus den historischen Sektionen 
der Universitäten in der DDR ausgetrieben wurde, wie die fatale Perso­
nalsituation der marxistisch gewendeten Geschichtswissenschaft, die mit 
Alfred Meusel genau einen einzigen SED-Historiker besaß, der bereits vor 
1933 eine Professur besessen hatte - nämlich als Soziologe in Aachen. 
Nicht-Marxisten aber war mit Ausnahme Hartungs die Reiseerlaubnis nach 
Marburg offenbar fast ausnahmslos verweigert worden, so daß Hermann 
Heimpel in einem Tagungsbericht für die Historische Zeitschrift (HZ) nur 
bedauernd feststellen konnte, „daß mit ganz geringen Ausnahmen Besu­
cher, aber auch in Aussicht genommene Referenten aus der Deutschen 
Demokratischen Republik ihre Pässe nicht rechtzeitig erhalten hatten".5 

Daher konnte sich erst 1953 auf dem Bremer Historikertag zeigen, ob 
Heimpel mit seiner versöhnlichen Annahme, die Gäste aus der DDR hätten 
„in Marburg nicht weniger Frieden verspürt als zu Hause"6, wenn sie denn 
hätten kommen können, nicht zuviel versprochen hatte. Denn unter den 
700 Teilnehmern der Tagung waren diesmal immerhin 63 aus der DDR, 
und sie wurden „als Kollegen und Freunde, Brüder und Schwestern aus der 
DDR" betont willkommen geheißen. 7 Zwar fanden im Vergleich zu Mün­
chen marxistische Positionen deutlichere Akzentuierung, doch hatten auch 
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nicht-marxistische Historiker wie Heinrich Sproemberg und Friedrich 
Schneider die Reiseerlaubnis zum Besuch des Historikertages erhalten, so 
daß insgesamt der Charakter eines „gesamtdeutschen Gepräches" im Zei­
chen einer gewissen Lockerung der Zügel der DDR-Führung nach dem 17. 
Juni 1953 gewahrt blieb. In dieselbe Richtung wies das der Tagung ge­
widmete Beiheft von „Geschichte in Wissenschaft und Unterricht" (GWU), 
das die von SED-Historikern wie Schilfert, Kamnitzer, Werner und Gent-
zen vorgebrachten Diskussionsbeiträge als bedenkenswerte Argumente in 
einem trotz aller Auffassungsunterschiede gemeinsamen historischen Dis­
kurs protokollierte.8 

Entsprechend berichteten auch die nach Hause zurückgekehrten DDR-
Historiker dem Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen von ihren 
Eindrücken: Griewank unterstrich besonders Gerhard Ritters Forderung, 
„daß es nur eine Geschichtswissenschaft in Ost und West geben sollte" und 
resümierte: „Die Vorträge [...] standen durchweg auf einem hohen Niveau, 
zeigten hohen Ernst, große Sachkenntnis und vielfach verfeinerte Metho­
den der wissenschaftlichen Erkenntnis." Soweit Griewank Kritik zu üben 
hatte, betraf sie eher seine ostdeutschen Kollegen: „In Diskussionen kamen 
auch einige Redner aus der DDR zu Wort, die es freilich nicht immer mit 
den Vortragsrednern an Sachkenntnis und methodischer Sicherheit auf­
nehmen konnten."9 In den Augen Griewanks hatte der Bremer Historiker­
tag einen nützlichen Qualitätsmaßstab geboten und gezeigt, welche A n ­
strengungen die ostdeutsche Geschichtswissenschaft in der Zukunft zu 
unternehmen hätte, um mit den Leistungen ihrer westdeutschen Kollegen 
Schritt zu halten. Wenn er sich daher überzeugt zeigte, daß „dieses Zu­
sammentreffen der gesamtdeutschen Wissenschaft wie auch der Arbeit der 
Historiker der DDR eine große Hilfe gewesen sein wird", 1 0 so traf er damit 
die gleichgerichtete Stellungnahme Hans Haussherrs, der seinen gleichfalls 
an das Staatssekretariat gerichteten Report mit dem Bekenntnis schloß, 
„daß fruchtbare Arbeit nur möglich ist, wenn man in regelmäßigem Kon­
takt mit den Historikern ganz Deutschlands bleibt."1 1 

Ungewollt demonstrierten diese Berichte, die über den Gegensatz zwi­
schen Marxisten und „Bürgerlichen" kein Wort verloren und die vermeint­
liche Überlegenheit der marxistischen über die bürgerliche Geschichtswis­
senschaft nur zu deutlich als lächerliche Anmaßung bloßstellten, den SED-
Wissenschaftspolitiker die gefahrlichen Folgen, die eine im fachwissen­
schaftlichen Austausch sich selbst überlassene und ihren eigenen Gesetzen 
folgende Geschichtswissenschaft auf die ideologische Stabilität der staats­
sozialistischen Herrschaft ausüben würde. Weit entfernt davon, die ihr von 
Wilhelm Pieck auf dem III. Parteitag der SED vorgezeichnete Rolle in der 

12 
sozialistischen Revolution zu übernehmen, lief sie Gefahr, geradewegs 
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durch die „imperialistische" Historiographie des Westens aufgesaugt zu 
werden. Eine Bestätigung dieser Vermutung mußte aus dieser Sicht die 
Berichterstattung über den Bremer Historikerkongreß in der westlichen 
Presse liefern. So zitierte der örtliche Weser-Kurier den Dank des Potsda­
mer Archivars Loetzke „für die 'offenen Arme, offenen Hände und offenen 
Herzen', die sie in der Hansestadt gefunden hätten", und wußte sich einig 
mit der Erklärung des Direktors des Staatsarchivs Weimar, Flach: „Heute 
[...] seien sie nichts andres als deutsche Kollegen unter deutschen Kolle­
gen. Beruhigend sei für die Gäste aus der Ostzone, festzustellen, daß die 
Wissenschaftler alle von den gleichen Problemen beschäftigt würden, daß 
sie die gleiche Einstellung zur Sache hätten und daß sie alle die gleiche 
Arbeit leisteten."10 

Anders wurde derselbe Historikertag freilich in den Berichten partei­
loyaler DDR-Historiker bewertet. Die für die Zeitschrift für Geschichtswis­
senschaft (ZfG) angereisten Joachim Streisand und Fritz Klein gingen in 
ihrer Darstellung von einem unüberbrückbaren Graben zwischen den 
„Anhänger(n) der materialistischen Geschichtsauffassung" und den Propa­
gandisten „imperialistische(r) Ideologien" aus.14 Wenn sie dennoch 
„entschieden für die sachliche Auseinandersetzung zwischen Anhängern 
verschiedener Auffassungen" plädierten, dann trug dieser Appell nur äu­
ßerlich noch die Züge einer prinzipiell offenen Diskussion unter Wissen­
schaftlern: „Selbstverständlich werden dabei in der Sache selbst keinerlei 
Konzessionen gemacht werden dürfen." 1 3 Der Sinn der von Klein und 
Streisand gesuchten Auseinandersetzung war wissenschaftlich und poli­
tisch zugleich. Er zielte darauf, „durch geduldige Kleinarbeit denjenigen 
Historiker, die sich nicht fest dem Adenauer-Kurs verschrieben haben, klar 
zu machen [...], wie falsch die Auffassungen sind, denen sie noch anhän­
gen und welche Gefahr die Verbreitung dieser Auffassungen für das deut­
sche Volk heraufbeschwören." 1 6 Anders als für die gegenüber dem SED-
Apparat unbefangen argumentierenden Nicht-Marxisten bedeutete es für 
die leitenden Redakteure der ZfG eine schwierige Gratwanderung, dem 
politischen Auftrag der SED und den eigenen wissenschaftlichen Ansprü­
chen zugleich zu genügen, den politischen Gegner nicht zu unterschätzen 
und doch für den fortgesetzten Austausch mit seiner Geschichtswissen­
schaft zu plädieren. Klein und Streisand retteten sich, indem sie ungeachtet 
der freundlichen Atmosphäre des Kongresses ein düsteres Bild von der 
Lage der westdeutschen Historiographie zeichneten und ihr ebenso ein 
deutliches „Wiederaufleben faschistischer Tendenzen auch in der Wissen­
schaft" attestierten wie die mangelnde Bereitschaft, sich auf marxistische 
Fragestellungen überhaupt einzulassen.17 
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Um einen weiteren Gedankenaustausch mit der Gegenseite überhaupt 
rechtfertigen zu können, mußte zunächst die grundsätzliche Überlegenheit 
der marxistischen über die bürgerliche Historiographie verbürgt sein. So 
erklärt sich, warum Heinz Kamnitzer seine ausführliche Wiedergabe der 
Vorträge Ritters, Schieders und Brunners unvermittelt in das Ergebnis 
zusammenfaßte, „daß unsere Erfolge auf dem Gebiet der Geschichtswis­
senschaft - soviel sie noch zu wünschen übrig lassen - gegenüber dem 
Eindruck von dieser Tagung der Historiker in Bremen bedeutsam erschei­
nen. Die Hilflosigkeit der bürgerlichen Historiker und die Überlegenheit 
der marxistischen Historiker ist wohl allen Genossen auf diesem Kongreß 
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klar geworden." Nur unter dieser Voraussetzung konnten die ostdeut­
schen Tagungsbeobachter gegenüber der Abteilung Wissenschaft für die 
Fortsetzung einer „auf hohem theoretischen Niveau stehende(n) Auseinan­
dersetzung mit der westdeutschen Geschichtswissenschaft" werben, „die, 
wenn sie auf soliden Fachkenntnissen aufgebaut ist und einen allzu propa­
gandistisch-agitatorischen Ton vermeidet, auf die Dauer ohne Zweifel bei 
den jüngeren historisch interessierten Menschen in Westdeutschland wir­
ken wird." 1 9 

A u f so befestigter Argumentationsgrundlage nutzten Klein und 
Streisand die Gelegenheit, die Position 'aufgeschlossener bürgerlicher 
Gelehrter' in der DDR zu stützen und sich gleichzeitig gegen die wachsen­
de Abschottung der eigenen Geschichtswissenschaft zu stemmen, wie sie 
den Geschichtsfunktionären der SED vorschwebten: „Gute Verbindungen 
mit westdeutschen Historikern hat von den Historikern der DDR als einzi­
ger Prof. Sproemberg herstellen könen. Er hat mit großem Erfolg eine 
Reihe seiner Schüler, unter denen sich auch Marxisten befinden, mit ver­
schiedenen westdeutschen Historikern bekannt gemacht, hat eine Reihe 
von Gastvorträgen westdeutscher Gelehrter in der DDR vereinbart und für 
Mitarbeiter seines Instituts Einladungen zu Gastvorträgen nach West­
deutschland erreichen können. Man muß sich klar darüber sein, daß die 
Gründung einer eigenen Historischen Gesellschaft in der DDR dieser 
Wirksamkeit augesprochen schädlich sein würde." 2 0 Aus dem Bewußtsein 
heraus, daß in Westdeutschland „einer wirklich überzeugenden wissen­
schaftlichen Leistung des Marxismus gegenüber ein gewisses Maß von 
Aufgeschlossenheit" vorausgesetzt werden könne, schlugen Streisand und 
Klein vor, den Bremer Historikertag in der ZfG durch Tagungsberichte und 
ein Geleitwort zu würdigen, das „nochmals den Dank für die Gastfreund­
schaft ausspricht, die ernste Sorge über die Entwicklungstendenzen in 
Westdeutschland deutlich macht und sachlich über die historischen Arbei­
ten in der DDR informiert."21 
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Auch in diesen Äußerungen von SED-Historikern wurden keineswegs 
die Konturen einer zuverlässig den Legitimationsinteressen des Regimes 
dienenden Geschichtswissenschaft sichtbar, sondern das Programm einer 
offenen Konkurrenz unterschiedlicher Weltanschauungen und Methoden, 
in der sich die wissenschaftliche Überlegenheit des Marxismus täglich aufs 
Neue bewähren mußte. Unter den ostdeutschen Tagungsbeobachtern war 
1953 nur einer, nämlich Gerhard Schilfert, der diese Auffassung in seinem 
Bericht als naiv zurückwies und sich angesichts der konservativen Ge­
samthaltung des Verbandes fragte, ob „es unter gegebenen Umständen 
überhaupt noch zweckmäßig sein kann, daß weitere Historiker der DDR 
Mitglieder des V H D werden".2 2 Während Schilfert mit seinem Vorschlag, 
dies zum „Gegenstand von Beratungen [...] und zwar zunächst einer inter­
nen der Parteimitglieder und sodann einer Beratung aller Historiker der 
D D R " 2 j zu machen, der Zukunft noch Vorgriff, stimmte Klein mit der Ab­
teilung Wissenschaft eine Berichterstattung über den Kongreß in der ZfG 
ab, die dem von den Nicht-Marxisten erzeugten Eindruck wissenschaftli­
cher Eintracht zwischen Ost und West entgegenwirken sollte. Schon sein 
Gesamturteil, daß erstens „alles getan werden (muß), um das in Bremen 
begonnene Gespräch zwischen Wissenschaftlern aus Ost und West fortzu­
setzen", und zweitens „stärker und konsequenter als bisher der Kampf 
gegen die imperialistische Ideologie in der westdeutschen Geschichtswis­
senschaft geführt werden"2 4 müsse, ließ erkennen, wie illusionär die Hoff­
nungen waren, die die „freudig begrüßte Wiederaufnahme abgeschnürter 
Verbindungen"25 in Bremen erweckt hatten. 

Daß im selben ZfG-Heft Kamnitzer den Vortrag Theodor Schieders zur 
Krise des bürgerlichen Liberalismus mit polemischen Bemerkungen zur 
Schieders Haltung im Dritten Reich kommentierte,26 ließ den V H D -
Ausschuss im April 1954 sogar zum Entwurf einer förmlichen „Heppen­
heimer Erklärung" greifen, die die ZfG-Veröffentlichung „als eine politi­
sche Diffamierung durch Umdeutung wissenschaftlicher Einsichten" zu-
rückwies." Dennoch: Mochte auf der einen Seite Gerhard Ritter es mit 
seiner Würde als Historiker noch für vereinbar erachtete, sich überhaupt 
„durch den Verband gegen diese kläffenden Hunde decken zu lassen",28 so 
sah auf der anderen Seite Ludwig Dehio die Basis fruchtbarer wissen­
schaftlicher Diskussion zwischen Ost und West durchaus noch gewahrt 
und setzte sich in der HZ so ausfuhrlich wie differenziert mit der Bericht-

29 
erstatrung der ZfG auseinander. 

Bis zum Bremer Historikertag zeigte die Haltung der im Aufbau begrif­
fenen 'sozialistischen deutschen Geschichtswissenschaft' gegenüber ihrem 
westdeutschen Gegenüber eine seltsame Uneinheitlichkeit und Konzep-
tionslosigkeit. Zwar waren die Historiker der DDR schon 1952 zu „ent-
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schlossene(n) Stellungnahmen gegen solche unwissenschaftlichen Auffas­
sungen wie den Objektivismus und den Kosmopolitismus" aufgefordert 
und auf die Aufgabe verpflichtet worden, „mit ihren Mitteln die Überzeu­
gung vom Sieg des Sozialismus zu prägen"/ 0 Doch nicht nur die Folgen 
des Aufstands von 1953 bremsten vorerst das Tempo der hierin beschlos­
senen „geschichtsideologischen" Umgestaltung. Denn wenn auf dem Felde 
der Geschichtswissenschaft gleichzeitig der „Kampf um die Wiederverei­
nigung Deutschlands auf antiimperialistisch-demokratischer Grundlage" -
den Meusel zur Schlüsselaufgabe der DDR-Historiographie erklärt hatte01 

- zu führen war, konnte die neue Geschichtswissenschaft, die gleichzeitig 
eigenständig und dialogfähig bleiben sollte, sich nur behaupten, wenn sie 
ihre wissenschaftliche Überlegenheit nach innen wie nach außen unter 
Beweis stellen würde. Davon allerdings konnte 1953 ungeachtet der opti­
mistischen Tagungsberichte der ostdeutschen Parteihistoriker keine Rede 
sein. 

Als drei Jahre später der nächste deutsche Historikertag heranrückte, 
hatte der Institutionalisierungsprozeß der DDR-Historiographie erhebliche 
Fortschritte gemacht, wenn auch das mit der Niederschlagung des Un­
garnaufstandes besiegelte Ende des Tauwetters erst in die Zeit nach dem 
Historikertag fiel. So waren im Zuge der 2. Hochschulreform die histori­
schen Institute an den Universitäten unter stärkerer Betonung der Lehre 
umstrukturiert und zur Konzentrierung der historischen Forschung ein 
eigenes Institut für Geschichte an der Akademie der Wissenschaften ge­
schaffen worden. Diese Entwicklung war wesentlich beschleunigt worden 
durch einen Beschluß des Z K der SED über „Die Verbesserung der For­
schung und Lehre in der Geschichtswissenschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik" vom Juli 1955, der die „fortschrittliche deutsche Ge­
schichtswissenschaft" zu einer „scharfe(n) ideologische(n) Waffe" erklärte 
und sie auf den „Kampf gegen die verderbliche Ideologie der imperialisti­
schen und militaristischen Kräfte in Westdeutschland" verpflichtet hatte/2 

Wie die interne Diskussion der ersten Entwürfe dieser Beschlußfassung 
zeigten, erkannten die befragten Historiker das in dieser Forderung enthal­
tene Dilemma besser als die Wissenschaftsfunktionäre in der Abteilung 
Wissenschaft und Propaganda. Besonders Meusel verwahrte sich in ent­
sprechenden Beratungen gegen die Zumutungen der Partei: „Man sieht in 
uns Historiker immer wieder politische Publizisten (...), man muß immer 
wieder sagen, daß wir Wissenschaftler zuerst sind." 0 0 Den Ausfiihrungen 
der Beschlußvorlage über „den völligen Bankrott der reaktionären impe­
rialistischen Geschichtsschreibung in Westdeutschland, die ein Instrument 
der gefahrlichsten Feinde der deutschen Nation, der deutschen Imperiali­
sten und Militaristen zur ideologischen Kriegsvorbereitung geworden 
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ist"/ 4 hielt Meusel entgegen: „Wenn diese Seiten in dieser Form veröf­
fentlicht werden, so wird die Tür zu einem Gespräch mit westdeutschen 
Historikern, die schon jetzt halb geschlossen ist, vollends zugeschlagen. 
[...] Diese Art der Argumentation veranlaßt die weniger reaktionären Hi ­
storiker dazu, sich mit den reaktionärsten zu solidarisieren. Der Professor 
in Westdeutschland [...] betrachtet sich nicht als einen Mann, der um be­
stimmter politischer Zwecke und Ziele willen fälscht, verheimlicht und 
entstellt, sondern als einen Gelehrten, der sich um die wissenschaftliche 
Wahrheit bemüht. Das ist gewiß eine Ideologie im Sinne des falschen Be­
wußtseins. Aber man kann einen Menschen, der in einer Ideologie befan­
gen ist, nicht dadurch kurieren, daß man ihm eine Reihe von Vorwürfen 
macht, die ihn gar nicht überzeugen." 0 5 Im Wortlaut des ZK-Beschlusses 
setzte sich die Linie der ZK-Abteilung durch, die im Zweifelsfall die politi­
sche Dienstbarkeit ihrer Geschichtswissenschaft höher schätzte als deren 
wissenschaftliche Überzeugungskraft in der Bundesrepublik. In der fachli­
chen Gestaltung der innerdeutschen Beziehungen aber blieb den Histori­
kern der DDR vorerst noch ein gewisser Handlungsspielraum, der ihnen 
mit der weiteren Teilnahme am ökumenischen Diskurs der Historiker auch 
die Fortführung eines gemeinsamen wissenschaftlichen Selbstverständnis­
ses zugestand. 

Der Ulmer Historikertag 1956 bot Gelegenheit, Chancen und Risiken 
dieser Haltung näher zu erproben. Schon im Jahr zuvor hatten Historiker 
und SED-Apparat im Zusammenhang mit dem Internationalen Historiker­
kongreß von Rom Erfahrungen gesammelt, die in ihre Vorbereitung auf 
den Ulmer Kongreß einflössen und insbesondere die Zusammenstellung 
und Lenkung der zu entsendenden Delegation betrafen. Ihr war für Rom 
aufgetragen worden, die „Geschichtsschreibung der Arbeiterklasse [...], die 
eigene Ergebnisse und Leistungen aufzuweisen hat", nach Bremen nun 
auch auf internationaler Bühne vorzustellen und durch „ihr Auftreten [...] 
die Lügen über die DDR im allgemeinen und ihre Geschichtswissenschaft 
im besonderen zu zerschlagen". An welche Lügen gedacht war, verstand 
sich ohne viele Worte: „DDR abhängiger Satellitenstaat, Zersetzung der 
Geschichtswissenschaft, totalitäres Regime des Zwanges, keine wirkliche 
Wissenschaft."06 Zu diesem Zweck war für Rom eine elfköpfige Reise­
gruppe unter Leitung von Alfred Meusel gebildet worden, zu der mit Mar­
kov, Haussherr, Schneider und Sproemberg auch vier Parteilose zählten, 
damit der internationalen Fachwelt „auch die Freiheit für die bürgerlichen 
Historiker und ihre Leistungen" in der DDR demonstriert werden konn-
• 37 ö 

ten. 
Doch war es mit dem Zusammenhalt und der Außenwirkung der sorg­

sam ausgewählten Delegation während des Kongresses offenbar nicht eben 
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weit her gewesen, obwohl die Abteilung Wissenschaft ausdrücklich betont 
hatte: „Keine entscheidenden Schritte unternehmen ohne Beratung."''8 

Nicht nur waren auf Kosten der Akademie der Wissenschaften zwei weite­
re bürgerliche Historiker aus der DDR - nämlich Hohl und Härtung - mit­
gefahren, „die es ablehnten, sich an der Delegation zu beteiligen"/ 9 Auch 
mußte der Delegationssekretär in seiner Berichterstattung gegenüber der 
Abteilung Wissenschaften des Z K einräumen, daß von einer Zusammenar­
beit der SED-Vertreter mit den Parteilosen und Bürgerlichen „kaum ge­
sprochen werden" konnte: „Schneider und Haussherr mieden uns demon­
strativ." Auch waren zwar schon vor der Abreise „einige Genossen mit der 
Vorbereitung von Diskussionsbeiträgen beauftragt" worden, aber dann 
doch nur zehn von insgesamt sechzig Wortmeldungen des sozialistischen 
Lagers von „DDR-Genossen" gekommen. Der Berichterstatter relativierte 
daher seine „ansehnliche Erfolgsbuchung" selbst mit der besorgten „Frage, 
ob wir wirklich alles getan haben, um unser Auftreten in Rom noch wir­
kungsvoller zu gestalten"4 0 Die Antwort lieferte eine SED-Hausmitteilung, 
in der die Abteilung Außenpolitik des Z K ihre Genossen von der Wissen­
schaft darauf aufmerksam machte, „daß die einflußreiche bürgerliche, 
französische Tageszeitung 'Le Monde' zwei Artikel [...] über den X . H i ­
storikerkongreß in Rom veröffentlicht (hat), ohne auch nur mit einem Wort 
die Delegation aus der DDR zu erwähnen". 4 1 

Mit Hilfe einer verbesserten Organisation und Vorbereitung, so lautete 
die Lehre von Rom, müßte es möglich sein, sich in der Konkurrenz mit der 
westlichen Gegenseite zu behaupten, ohne entweder die eigene Geschlos­
senheit zu riskieren oder aber den Verlust jeder Ausstrahlung auf die Auf­
geschlosseneren unter den bürgerlichen Historikern. So sollte der Ulmer 
Historikertag 1956 den letzten Versuch markieren, der westdeutschen Ge­
schichtswissenschaft eine ostdeutsche entgegenzustellen, die die 
„Ökumene der Historiker" nicht verließ, bis kurz darauf das Ende des 
„Tauwetters" zu einer grundsätzlichen Neuorientierung in der SED-
Wissenschaftspolitik fuhren sollte. 

Für die Ulmer Tagung bereitete die Abteilung Wissenschaft und Propa­
ganda eine eigene Beschlußvorlage an das Z K der SED vor, das eine vier­
zigköpfige Reisegruppe unter Leitung von Meusel nominierte. 29 der Vor­
geschlagenen gehörten der SED an, und sie wurden als eigene Parteigruppe 
unter Leitung von Heinrich Scheel und Joachim Streisand zusammenge­
faßt. Die Delegation hatte einen klar umrissenen Auftrag erhalten, der 
neben dem „Studium ... der Kräfteverhältnisse in den verschiedenen Zwei­
gen der westdeutschen Geschichtswissenschaft" die Auseinandersetzung 
mit reaktionären Auffassungen und die Kontaktaufnahme mit „ehrlich dem 
Frieden und der Wissenschaft ergebenen westdeutschen Historikern" vor-
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sah. Eine Anlage listete detailliert auf, welcher DDR-Historiker zu wel­
chem Tagungsreferat einen Diskussionsbeitrag zu halten hatte.42 Solcherart 
gerüstet, gelang es der ostdeutschen Historikergruppe tatsächlich, in Ulm 
in einer Weise in Erscheinung zu treten, daß Herbert Grundmann in seinem 
Tagungsbericht für die G W U ausdrücklich die lebhafte „Resonanz jenseits 
der Elbe" hervorhob und neben dem auffällig 'auf den Grundton höflicher 
Sachlichkeit gestimmten' Auftreten der DDR-Gruppe insgesamt die beach­
tenswerten Ausführungen einzelner ihrer Redner lobte.40 Ganz wie es die 
zuständige ZK-Abteilung schon für Rom geplant hatte, war es in Ulm auch 
in den Augen der westlichen Gegenseite im ganzen gelungen, prinzipielle 
Festigkeit mit taktischer Flexibilität zu vereinbaren: „Daß auf diese Weise 
manchmal eine Art Gespräch über die von außen erzwungene Binnengren­
ze hinweg zustande kam, war gewiß ein Gewinn, hoffentlich für beide 
Seiten. Ließ sich auch der unüberbrückbare Gegensatz der Wissenschafts­
auffassungen nicht immer umgehen, so vermied man es doch zumeist, 
einander in diese Kluft zu drängen." 4 4 

Eine indirekte Bestätigung dieses Urteils lieferte die Berichterstattung 
über den Ulmer Historikertag in der DDR-Publizistik. Allen voran die ZfG 
vermied eine Wiederholung ihrer folgenreichen Attacken von 1953. Sie 
würdigte schon in einer ersten Stellungnahme die „liebenswürdige Auf­
nahme in der Stadt Ulm" nicht weniger honorig als den „großen, brillant 
formulierten und vorgetragenen Eröffhungsvortrag von Hermann Heim­
pel", und kündigte an, „die in Ulm begonnene Diskussion zwischen den 
Historikern aus Ost und West von unserer Seite fortzusetzen".45 Die Zeit­
schrift löste ihr Versprechen ein. Die beiden Folgenummern befaßten sich 
ausführlich, sachlich und konstruktiv mit den Hauptvorträgen der einzel­
nen Sektionen; den einzelnen Kommentaren vorangestellt war eine Einlei­
tung der Redaktion, die der westdeutschen Geschichtswissenschaft be­
scheinigte, sich selbst bereits weitgehend von rückwärtsgewandten Ge­
schichtsauffassungen gelöst zu haben.46 

Doch dieses Programm einer produktiven Herausforderung des traditio­
nellen Historismus auf dem Boden eines gemeinsamen Wissenschaftsver­
ständnisses blieb Utopie. Statt dessen sollten schon zwei Jahre später mit 
der Gründung der Deutschen Historiker-Gesellschaft und dem Bruch von 
Trier die letzten Brücken zwischen den beiden deutschen Geschichtswis­
senschaften abgebrochen werden. Die Gründe für diesen schroffen Um­
schwung wurzelten nicht nur in den politischen Folgen des niedergeschla­
genen Ungarnaufstandes in den Ostblock-Staaten, sondern mehr noch in 
einem unlösbaren Dilemma der SED-Geschichtswissenschaft selbst, wie 
die DDR-interne Berichterstattung über die Ulmer Tagung bei näherem 
Hinsehen zeigte. Denn die „besondere Aufmerksamkeit", die nach Auffas-
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sung der ZfG-Redaktion „die Zuhörer aller Sitzungen den zahlreichen 
Diskussionsbeiträgen der marxistischen Historiker geschenkt hatten",47 

bedeutete ja durchaus nicht den Stabilitätsgewinn fur das eigene Lager, den 
die Abteilung Wissenschaft und Propaganda durch ihre sorgsame Lenkung 
der DDR-Delegation zu erzielen geglaubt hatte, sondern vielmehr eine 
gesteigerte Herausforderung an die Konkurrenzfähigkeit der marxistischen 
gegenüber anderen Schulen mit unabsehbaren Folge: „Die gesteigerte 
Aufnahmebereitschaft für die marxistische Interpretation der Geschichte, 
die wir in Ulm feststellen konnten, erinnert den marxistischen Historiker an 
die große Verantwortung, die er bei seiner Arbeit trägt. Es soll hier nicht 
verhehlt werden, daß nach unserer Meinung neben vorbildlichen Werken 
der marxistischen Historiographie in der Vergangenheit auch eine große 
Zahl von Arbeiten entstanden ist, die zwar von Marxisten erfaßt, aber nicht 
geeignet sind, die Überlegenheit der marxistischen Geschichtswissenschaft 
überzeugend nachzuweisen. Dazu hat sich die Tendenz der vergangenen 
Jahre zur dogmatischen Erstarrung des wissenschaftlichen Sozialismus 
auch auf die marxistische Geschichtswissenschaft zu stark ausgewirkt."48 

Eine Geschichtswissenschaft aber, die sich nicht nur ungeschützt der Kritik 
durch konkurrierende Deutungskonzepte auszusetzen bereit war, sondern 
im Interesse ihrer wissenschaftlichen Reputation auch lästiger ideologi­
scher Fesseln zu entledigen bereit war, konnte auf Dauer um so weniger 
zum Instrument der politischen Legitimationsbedürfnisse in der sozialisti­
schen Diktatur taugen, als sie den entscheidenden Graben zur gegnerischen 
„bürgerlichen" Historiographie bereits mit dem Verzicht auf das histori­
sche Wahrheitsmonopol des marxistischen Geschichtsdenkens zugeschüttet 
hatte. Im Gegenteil: Das Konzept einer fruchtbaren Konkurrenz von Mar­
xisten und Nicht-Marxisten in der historischen Wissenschaft bedrohte in 
seiner Konsequenz die Herrschaft der SED über die Historie in der DDR 
und avisierte die Wiedervereinigung der Wissenschaft hinter dem Rücken 
der Politik. 

Der Kurswechsel der SED zu Ende des Jahres 1956 zog entscheidende 
Veränderungen in der Wissenschaftspolitik nach sich. Mit seiner 30. 
Plenartagung vom 30. Januar bis 1. Februar 1957 führte das Z K in der 
Sprache der SED „die prinzipielle Auseinandersetzung mit den verschiede­
nen Spielarten des Revisionismus fort. Von grundsätzlichem marxistisch­
leninistischem Standpunkt deckte es die Hintergründe und die konterrevo­
lutionären Ziele der revisionistischen Angriffe gegen die Politik der SED 
auf."49 Eine Welle antirevisionistischer Kritik und Selbstkritik rollte über 
die Intellektuellen der DDR hinweg, die in der Abteilung Wissenschaften 
selbst Kurt Hager nicht aussparte. Im Zusammenhang mit der Verhaftung 
von Wolfgang Harich und Walter Janka wurden Fritz Klein und Joachim 
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Streisand als Chefredakteure der ZfG abgelöst, geriet am Museum für 
Deutsche Geschichte dessen Direktor Alfred Meusel unter heftigen Be­
schuß und wurde am Akademie-Institut für Geschichte der ursprünglich als 
Leiter vorgesehene Jürgen Kuczynski Zielscheibe einer über einjährigen 
Auseinandersetzung mit „Revisionismus" und „Objektivismus". Parallel zu 
einer entsprechenden Debatte in der Deutschen Zeitschrift für Philosophie 
zielte die „antirevisionistische Kritik" auf den besonderen Charakter der 
sozialistischen Wissenschaft, der nicht nur aufgrund ihrer marxistischen 
Theoriegrundlage ein struktureller Erkenntnisvorsprung gegenüber dem 
„bürgerlichen" Geschichtsdenken zukommen, sondern in der Einheit von 
Objektivität und Parteilichkeit den Schlüssel zur historischen Wahrheit 
gefunden habe, der dem bürgerlich befangenen Objektivismus grundsätz­
lich verborgen bleiben müsse. Mit der normativen Durchsetzung dieser 
Grundkategorie einer instrumenteilen Wissenschaft, die die politische 
Nützlichkeit zum obersten Kriterium ihrer wissenschaftlichen Erkenntni­
stätigkeit erklärte, konnte im Laufe des Jahres 1957 die jahrelang eher 
zögerlich betriebene Verwandlung der ostdeutschen Historiographie in eine 
historische Legitimationswissenschaft zügig vorangetrieben werden. Der 
Umbruch von 1957 zog die Konsequenz aus der Erfahrung, daß es illuso­
risch gewesen war, eine nach innen in der Herrschaftsabsicherung wie nach 
außen in der Systemkonkurrenz ideologisch gleichermaßen erfolgreiche 
Geschichtswissenschaft in der DDR etablieren zu können. Mit der Relati­
vierung der historischen Erkenntnis durch die postulierte Verschmelzung 
von politischer Zweckbindung und wissenschaftlichem Wahrheitsstreben 
konnte das bislang uneinheitliche und bröckelnde Gebäude einer eigenen 
DDR-Geschichtswissenschaft wirksam gestützt werden. Der Preis seiner 
dadurch zu gewinnenden Stabilität war freilich die Errichtung einer 
Brandmauer zum westlichen Nachbarhaus auch in institutioneller Hinsicht, 
wie sich am abrupten Stellungswechsel der DDR-Historiographie gegen­
über den VHD-Tagungen ablesen ließ. 

Schon bald, nachdem die ZfG das Ulmer Treffen ausführlich gewürdigt 
hatte, erschien im SED-Organ „Einheit" ein Artikel über die „Gegenwarts­
aufgaben der Geschichtswissenschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik", der unter Berufung auf die 30. ZK-Tagung eine Attacke auf die 
„Konzeption der ideologischen Koexistenz" ritt, die „das marxistische 
Prinzip vom unversöhnlichen Gegensatz und Kampf zwischen der Ideolo­
gie der Arbeiterklasse und der Ideologie der Bourgeoisie" revidiere.50 Der 
Autor Ernst Hoffmann, Lehrstuhlinhaber an der Parteihochschule Karl 
Marx, befaßte sich besonders mit der Berichterstattung der ZfG über den 
Ulmer Historikertag, in der die Fortsetzung des wissenschaftlichen Mei-
nungsaustauschs zwischen Marxisten und Nicht-Marxisten als für beide 
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Seiten fruchtbar bewertet worden war: „Diese Einschätzung geht nicht von 
der Hauptfrage, dem wissenschaftlichen Kampf gegen die imperialistische 
Geschichtsschreibung, aus. Wenn man aber von dieser Hauptfrage abstra­
hiert, dann gleitet man, ob man will oder nicht, auf die Position der wissen­
schaftlichen Koexistenz ab. Wissenschaftlicher Meinungsaustausch, frucht­
bringende Auseinandersetzung und nationales Zusammenfinden zwischen 
deutschen Historikern aus Ost und West, all dies kann nur dann die Sache 
der fortschrittlichen Wissenschaft, des Friedens und der nationalen Ver­
ständigung voranbringen, wenn es auf der Grundlage des unversöhnlichen 
Kampfes gegen die imperialistische Geschichtsschreibung vor sich geht. 
A u f dieser Basis sind alle Kontakte mit westdeutschen Historikern frucht­
bringend und erstrebenswert."51 Deutlicher konnte die universitas litter-
arum kaum aufgehoben, schroffer die Kündigung des wissenschaftlichen 
Grundkonsenses schwerlich formuliert werden. 

Die fast gleichzeitige Entlassung Fritz Kleins als Chefredakteur der ZfG 
deutete schon an, daß Hoffmanns Artikel die höheren Weihen der SED-
Führung besaß. Schon vorher war Alfred Meusel mit seiner Anregung 
gescheitert, „daß eine Anzahl von unseren Genossen Historikern in den 
Deutschen Historikerverband eintreten sollte".5 2 Meusel hatte seine Argu­
mentation auf politische und wissenschaftliche Erwägungen zugleich ge­
stützt und betont, daß der „Ulmer Historikerkongreß der erste gesamtdeut­
sche gesellschaftswissenschaftliche Kongreß (war), auf dem ein wirkliches 
Ost-West-Gespräch zustande kam".5" Infolge des Kurswechsels, der die 
Gefahren der grenzüberschreitenden Historikerbeziehungen höher einstufte 
als ihre Chancen, mußten Meusels Urteile als zumindest illusionär erschei­
nen, und die Abteilung Wissenschaften bedeutete dem Direktor des Muse­
ums für deutsche Geschichte kurzerhand, „daß über den Eintritt von DDR-
Historikern in die Historikerverband noch 'Verhandlungen schwebten'."54 

Mit dieser Abfertigung hatte die politische Lenkung der historischen Wis­
senschaft auch für einen parteiloyalen Marxisten die Grenzen ihrer Legiti­
mationskraft überschritten, wie Meusels erboste Reaktion verriet: „Als ich 
Student war und natürlich auch später habe ich die Frage, ob ich in eine 
Gesellschaft eintreten bzw. aus einer solchen austreten wollte, völlig selb­
ständig entschieden. Obwohl ich mir darüber klar bin, daß heute eine ganz 
andere Situation vorliegt, will es mir schwer einleuchten, daß in meinem 
sechzigsten Jahr die Entscheidung darüber, ob ich in eine wissenschaftliche 
Gesellschaft eintreten kann, von Verhandlungen abhängig gemacht wird, 
die irgendwo schweben, wo, weiß ich nicht, auf die ich aber jedenfalls 
nicht den geringsten Einfluß besitze."55 

Meusel half seine Gegenwehr nichts. Zu einem kollektiven Beitritt 
marxistischer Historiker in den V H D kam es nicht. Statt dessen wurde im 
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Frühjahr 1958 auf DDR-Seite eine eigene Historiker-Gesellschaft ins Le­
ben gerufen, die dem Aufbau der parteimarxistischen Historiographie als 
wissenschaftlichem System weitere institutionelle Streben einzog. Die 
langwierige Geschichte ihrer Gründung ist hier nicht zu verfolgen.56 Unge­
achtet aller Anstöße hatte der 1955 explizit in den Geschichtsbeschluß des 
Z K aufgenommene Vorbereitungsprozeß 5 7 immer wieder gestockt, was 
DDR-Historiker rückblickend selbst auf die „teilweise auftretende Neigung 
zur ideologischen Koexistenz" zurückzuführen pflegten, die besonders 
„aus Fehlenschätzungen der Geschichtsschreibung der B R D " erwachsen 

58 

sei. Auch hier erwies sich als eigentlicher Auslöser die Haltung der DDR-
Seite auf dem Ulmer Historikertag, die die gefährliche „Tendenz, vor der 
bürgerlichen Geschichtsideologie zurückzuweichen", so offenbar gemacht 
hatte, daß nun die Führung der SED selbst „mit Umsicht und Einfühlungs­
vermögen" 3 9 den Gründungsprozeß einer ostdeutschen Historikergesell­
schaft beschleunigte. Anders, als ursprünglich geplant, wurde schließlich 
auch nicht einer der älteren Vertreter des gesamtdeutschen Gespräches wie 
Alfred Meusel Präsident der neuen Gesellschaft, sondern mit dem Leipzi­
ger Ernst Engelberg ein prononcierter Anhänger des auf klare Abgrenzung 
pochenden Geschichtsdiskurses in der DDR. 

Im Februar 1958 leitete die Abteilung Wissenschaften dem Z K eine Be­
schlußvorlage zu, die als Gründungsdatum der neuen Fachinstitution sym­
bolträchtig den „18. und 19. März 1958 anläßlich der Wiederkehr des 18. 
März 1848 in Berlin, des 18. März 1871 (Pariser Kommune) und der ent­
scheidenden Kampftage bei der Niederschlagung des Kapp-Putsches durch 
die deutsche Arbeiterklasse" festlegte.60 Daß der eigentliche Zweck der 
neuen Vereinigung darin bestand, die Geschlossenheit der eigenen Ge­
schichtswissenschaft durch Abgrenzung von der westdeutschen Disziplin 
zu erhöhen, ergab sich aus der dem ZK-Sekretariat übermittelten Begrün­
dung: „Die 'Deutsche Historiker-Gesellschaft' soll eine klare Abgrenzung 
gegenüber den herrschenden Kräften im westdeutschen Verband der H i ­
storiker ausdrücken. Mit ihrer sollen sich die Historiker gleichzeitig klar 
entscheiden in ihrer Stellung gegenüber der westdeutschen Geschichts-
Schreibung und ihren Vertretern." Folgerichtig faßte das Präsidium des 
im gegründeten DDR-Verbandes schon im April 1958 einen Beschluß über 
die Doppelmitgliedschaft in den konkurrierenden Historikervereinigungen, 
der den Bruch von Trier insgeheim bereits vorwegnahm: „Für Angehörige 
der Deutschen Historiker-Gesellschaft ist eine gleichzeitige Mitgliedschaft 
im Verband der Historiker Deutschlands (Westdeutschland) nicht möglich. 
Das ergibt sich aus dem völlig unterschiedlichen Charakter der beiden 
Organisationen. Die Deutsche Historiker-Gesellschaft ist die Vereinigung 
marxistischer und anderer fortschrittlicher Historiker auf dem Gebiet der 
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DDR, während der westdeutsche Historiker-Verband unter Führung von 
Historikern steht, die Apolegeten des westdeutschen imperialistischen 
Natoregimes sind und der Arbeiter- und Bauernmacht feindlich gegen­
überstehen. Von den Mitgliedern der Deutschen Historiker-Gesellschaft 
muß daher erwartet werden, daß sie ihre Mitgliedschaft im westdeutschen 
Historiker-Verband zurückziehen." 6 2 

Zügig erlangte so auf der paradigmatischen Grundlage der Einheit von 
Objektivität und Parteilichkeit ein wissenschaftlicher Fachdiskurs normati­
ve Alleingeltung, der des flankierenden Parteieingriffs immer weniger 
bedurfte, sondern den epistemologischen Bruch mit der „imperialistischen 
Historiographie" zum integralen Teil seines Wissenschaftsverständnis 
machte. In diesem Sinne insistierte in der Vorbereitung zum Historiker­
kongreß von Trier das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen 
im Juni 1958 auf den „Prinzipien der Geschlossenheit der Delegation der 
Historiker aus der DDR" und vertrat in deutlicher Wendung gegen die 
noch in gesamtdeutscher Tradition wurzelnden SED-Historiker „die Auf­
fassung, daß vor allem die jüngeren Genossen berücksichtigt werden soll­
ten, um auf diesem Kongreß die Möglichkeit zu erhalten, ihre Kenntnisse 
unter Beweis zu stellen." J Vorbei war die Zeit, in der ostdeutsche Fachkol­
legen auch auf eigene Rechnung die Einladung des V H D annehmen konn­
ten und in den Delegationen Marxisten wie Nicht-Marxisten vertreten 
waren. Das Auswahlverfahren zog die Abteilung Wissenschaften des Z K 
an sich, und sie legte sich im Juli 1958 auf „eine etwa 20 Mann starke 
Delegation" fest, „die gut auf die Teilnahme vorbereitet sein muß". Die 
Vorschlagsliste der Abteilung führte mit Ausnahme von Walter Markov 
und Eduard Winter nur SED-Mitglieder auf, und hinter Markovs Namen 
war zusätzlich ein Fragezeichen vermerkt.64 Der zuständige Fachreferent 
schlug weiterhin vor, daß auch Fachvertreter nach Trier entsendet werden 
sollten, die von ihren westdeutschen Kollegen bislang kaum als solche 
betrachtet worden waren, nämlich „die Genossen der Parteiinstitute und der 
Parteihochschule". Vorausschauend forderte die Abteilung zudem, „eine 
offensive Argumentation zu der Gründung der Historiker-Gesellschaft 
aus[zu]arbeiten, denn die westdeutschen Leute werden uns natürlich an­
greifen." Nur beiläufig erwähnte der Fachreferent, daß die „Zusammen­
setzung der Delegation ... auch so sein (muß), daß wir in Trier wissen­
schaftlich etwas aussagen können." 6 5 Durch sein ungeschicktes Vorgehen 
auf dem Trierer Historikertag übernahm so der V H D die Veranwortung für 
einen auch institutionellen Bruch zwischen den beiden deutschen Ge­
schichtswissenschaften, der im Grunde weit mehr den Interessen der SED-
Führung entsprach.66 
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Bekanntlich hatte sich die westdeutsche Verbandsführung infolge des 
Freitods Willy Flachs im April 1958 und der gegen „republikflüchtige" 
DDR-Historiker schwebenden Maßnahmen der DDR-Universitäten 6 7 zu 
entschlossener Abwehr eines Angriffs auf die Freiheit der historischen 
Wissenschaft veranlaßt gesehen und eine Erklärung vorbereitet, die die 
Aufhebung der wissenschaftlichen Freizügigkeit in der DDR beklagte und 
jede Form von Gemeinschaft mit den Trägern dieses Kurses für unmöglich 
erklärte. 6 8 Da die Erklärung erst in Trier veröffentlicht wurde, als die 
DDR-Delegation bereits angereist und angemeldet war, kam es auf dem 
Historikertag zum öffentlichen Eklat, als die Verbandsführung Leo Stern, 
Max Steinmetz und Ernst Engelberg als „Gruppe unbedingt unerwünschter 
kommunistischer Historiker" 6 9 das Wort verbot. Die DDR-Delegation 
reiste unter Hinterlassung zweier Protestnoten ab, deren eine die Aus­
schlußerklärung des V H D als „Dokument der psychologischen Kriegfüh­
rung gegen die DDR und die sozialistischen Staaten" bewertete. Sie bewei­
se erneut, „daß die behauptete 'Einheit der deutschen Wissenschaft' eine 
Fiktion ist."7 0 

Noch deutlicher wurde die rein taktische Form dieser Entrüstung in der 
zweiten Protestnote, der zufolge die „unwürdige Handlungsweise maßge­
bender westdeutscher Historiker [...] erneut bestätigte, daß auf dem Boden 
der Bundesrepublik ein echter wissenschaftlicher Meinungsaustausch un­
möglich ist". 1 Auch in der Folgezeit nutzten offiziöse Verlautbarungen 
den propagandistischen Vorteil des Trierer Eklats, um in nach außen ge­
richteten Verlautbarungen auf die Einhaltung wissenschaftlicher Spielre­
geln zu dringen, die im intern etablierten Wissenschafts Verständnis längst 
außer Kraft gesetzt worden waren. So argumentierte eine von Professoren 
und Studenten der Fachrichtung Geschichte an der Universität Jena unter­
zeichnete Protestadresse an den V H D : „Die Trierer Vorkommnisse führen 
nur zu einer weiteren geistigen Isolierung der Westzonen-Historiographie. 
Wir bedauern dies insofern, als wir uns für eine gesamtdeutsche wissen­
schaftliche Entwicklung verantwortlich fühlen, die zweifellos nicht durch 
Historiker bestimmt werden wird, die Andersdenkende verunglimpft und 
mundtot machen."72 Auf einer nach der Rückkehr aus Trier anberaumten 
Beratung der Delegation mit der Abteilung Wissenschaften wurde festge­
legt, daß in „allen noch bestehenden gesamtdeutschen Verbänden und 
Gremien [...] die Aufhebung des provokatorischen Beschlusses von Trier 
gefordert werden [muß]. Es kommt darauf an, den Gegensatz zwischen den 
reaktionären Historikern [...] und denjenigen, die zu wissenschaftlichen 
Gesprächen bereit sind, zu vertiefen." J Weiterhin wurde die Erstellung 
einer Broschüre vereinbart, „in der unsere bisherigen Bemühungen hin­
sichtlich der gesamtdeutschen Beziehungen auf dem Gebiet der Ge-
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Schichtswissenschaft sowie die Ereignisse in Trier behandelt und dokumen­
tarisch belegt werden sollen." Intern jedoch wurde Trier zum willkomme­
nen Hebel, um das eigene Wissenschaftssystem durch forcierte Abgren­
zung von der Westkonkurrenz zu stabilisieren. Die Historiker-Gesellschaft, 
die die Ereignissen in Trier geschickt zur Stärkung der eigenen Stellung in 
der DDR zu nutzen vermochte,74 sollte fortan „bei der Entscheidung über 
die Archivbenutzung durch westdeutsche Historiker hinzugezogen wer­
den".7 5 Auch die eigene Historikerschaft konnte unter Ausnutzung des 
Trier-Effekts zu größerer Einheitlichkeit veranlaßt werden. Das Auftreten 
der Althistorikerin Charlotte Welskopf, die als einziges Mitglied der DDR-
Delegation einen wissenschaftlichen Beitrag auf dem Trierer Historikertag 
geleistet hatte, „war nicht ganz richtig, da niemand hätte zu wissenschaft­
lichen] Fragen sprechen dürfen, bevor zur Provokation Stellung genommen 
war", wie das Stenogramm der Beratung festhielt.76 Man war sich über die 
Notwendigkeit einig, „bereits in den nächsten Wochen ein reges wissen­
schaftliches Leben in Form von öffentlichen Diskussionen, kleineren Ta­
gungen usw. zu entfalten. Alle Institute sollen bis zur nächsten Woche 
mitteilen, was sie in dieser Beziehung vorhaben." Und: „Beim Staatssekre­
tariat für das Hoch- und Fachschulwesen muß im Beirat auf die bürgerli­
chen Historiker eingewirkt werden, um sie zu einer Stellungnahme zu Trier 
zu veranlassen."77 

Die im Sommer 1958 immerhin 55 Historiker zählende Schar ostdeut-
78 

scher Mitglieder des D H V trat noch im selben Jahr fast ausnahmslos aus 
dem V H D aus. Im Auftrag der D H G gab Engelberg die sorgsam mit dem 
ZK-Apparat abgestimmte Schrift „Trier - und wie weiter?" 9 heraus, auf 
deren zügiges Erscheinen „von entscheidender Stelle größter Wert" 8 0 ge­
legt worden war. Sie machte den Standpunkt der DDR-Seite mit einer 
Auflage von 7000 Stück öffentlich, von denen 3500 in die Bundesrepublik 
verschickt wurden8 1 und bei westdeutschen Lesern neben entschiedener 

82 
Ablehnung auch durchaus verständnisvolle Reaktionen hervorriefen. 
Der nach Ulm vorbereitete und in Trier vollzogene Bruch mit der west­
deutschen Geschichtswissenschaft beseitigte ein zentrales Hindernis, das 
sich der ungestörten Errichtung einer „parteilichen Geschichtswissen­
schaft" in der DDR in den Weg gestellt hatte. Im gleichen Atemzug verlor 
die im westlichen Teil Deutschlands betriebene Geschichtsforschung und 
-lehre ihre Bedeutung als Adressat und Prüfstein der Überlegenheit der 
marxistisch-leninistischen Weltanschauung im historischen Denken. Benö­
tigt wurde sie von nun an primär als sinnstiftendes Feindbild mit integrati-
ver Funktion für den DDR-internen Geschichtsdiskurs, um dessen Gel­
tungskraft in der eigenen Historikerschaft zu erhöhen. In den Denkstruktu­
ren dieses Diskurses aber bedurfte es nur einer Projektion des eigenen 
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Selbstverständnisses, um dem Gegner den Bruch von Trier vorzuhalten 
und sich gleichzeitig gegen seine wissenschaftlichen Kooperationsbemü­
hungen abzusichern: „Die Provokationen in Trier gegenüber uns marxisti­
schen Historikern hatten auch den Zweck, jede ernste Auseinandersetzung 
mit dem Marxismus [...] als nicht gesellschaftsfähig zu diffamieren [...]. 
Für die Nato-Historiker erschienen die Kontakte mit den Marxisten so 
lange nützlich, als sie noch glaubten, sie könnten uns ideologisch aufwei­
chen."8 0 

Auf eben diese 'ideologische Aufweichung' schien sich die Aufmerk­
samkeit der DDR-Historiographie für ihr westdeutsches Pendant in den 
folgenden Jahren zu reduzieren, und zwar in doppelter Hinsicht, nämlich 
im Versuch der propagandistischen Außenwirkung ebenso wie im Bemü­
hen, die eigene Disziplin gegen westliche Herausforderungen nach Mög­
lichkeit zu immunisieren. Im Ergebnis des Internationalen Historikerkon­
gresses von Stockholm 1960 hielt eine Auswertungsbesprechung in der 
Abteilung Wissenschaften fest: „Die Kontakte mit westlichen (nicht west­
deutschen) Historikern sind so stark wie möglich zu fördern. [...] Kontakte 
mit Westdeutschen in bezug auf ihre Aufrechterhaltung gründlich überprü­
fen." 8 4 Besonders das Verhalten der DDR-Archivare gab in Stockholm 
offenbar Anlaß zur Besorgnis: „Es besteht der Eindruck, daß sie es nicht 
immer fertiggebracht haben, den richtigen Kontakt herzustellen. [...] Z. B. 
wurde festgelegt, daß man die Republikflüchtigen Höß, Haussherr usw. 
nicht grüßt. Das ist nicht geschehen."85 Rügen zu müssen meinte die Abtei­
lung Wissenschaften aber auch Leo Stern, dessen Rede „Elemente der 
Verkleisterung des Gegensatzes zwischen uns und den Vertretern der reak-
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tionären westdeutschen Geschichtsschreibung" enthalten habe. Offenbar 
war es den Geschichtsfunktionären des ZK-Apparats nicht gelungen, die 
gewünschte Abgrenzung ihrer Historiker vollständig durchzusetzen. Doch 
bedeuteten die kleinen Widersetzlichkeiten von Stockholm durchaus keine 
Aufgabe der Maximen einer parteilichen Wissenschaft und die Rückkehr 
zu den Ideen von Ulm und ihrem Konzept einer Einheit in der Teilung. 
Vielmehr übersah die Abteilung Wissenschaften geflissentlich, daß auch 
eine sozialistische Geschichtswissenschaft sich ihres wissenschaftlichen 
Geltungsanspruchs über das eigene Lager hinaus keineswegs begeben 
konnte, ohne an ihrem Selbstverständnis als Wissenschaft Schaden zu 
nehmen. Entsprechend seiner Rolle als Mittlerin zwischen der Parteifüh­
rung und den institutionalisierten Wissenschaftsdisziplinen drängte der 
SED-Apparat auf die möglichst bedingungslose Anpassung der von ihm 
kontrollierten Historikerschaft unter die Anforderungen der - wechselnden 
- Parteilinie. Im theoretischen Diskurs der sozialistischen Geschichtswis­
senschaft war die Verklammerung der politischen Forderungen der Ein-
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heitspartei mit dem fachlichen Leistungsanspruch der sozialistischen Ge­
schichtswissenschaft grundsätzlich für möglich erklärt worden; in der Pra­
xis aber tendierte der SED-Apparat dazu, die Lösung dieser Aufgabe mög­
lichst an die Historiker selbst zu überweisen. 

Ein instruktives Beispiel dieses Interessengegensatzes auf dem Boden 
auch einer parteiloyalen Geschichtswissenschaft bot der nächste deutsche 
Historikertag in Duisburg 1962, zu dem Historiker aus der DDR gar nicht 
erst eingeladen worden waren.8 7 Daß der westdeutsche Verband nach dem 
Trierer Eklat auch seinerseits keine Anstalten zur Wiederaufnahme der 
unterbrochenen Kontakte traf, wirkte sich zwar zugunsten einer ungestör­
ten Entwicklung der historischen Herrschaftswissenschaft in der DDR aus, 
tangierte aber gleichzeitig deren Selbstverständnis als Herrschaftswissen­
schaft. Bedauernd mußte noch im Juli 1964 der Sekretär der DHG feststel­
len: „Mit Ausnahme des Hansischen Geschichtsvereins [...] gibt es seit dem 
in Trier provozierten Abbruch der Beziehungen zwischen den Historikern 
beider deutscher Staaten keine offiziellen Beziehungen wissenschaftlicher 
Institute oder der Deutschen Historiker-Gesellschaft zu wissenschaftlichen 
Instituten oder zum westdeutschen Historiker-Verband. Einladungen von 
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unserer Seite an Institute oder Institutionen sind ignoriert worden. ' So 
mußte sich die DDR-Seite damit begnügen, über die Deutsche Historiker-
Gesellschaft einen Aufruf „An alle westdeutschen Historiker und Ge­
schichtslehrer" zur Stellungnahme gegen die friedensgefährdende Politik 
der Regierung Adenauer zu lancieren, um dessen inhaltliche Gestaltung 
sich zuvor allerdings eine interne Auseinandersetzung entsponnen hatte. 

Dieser Aufruf, der die Fachkollegen aus der Bundesrepublik dazu auf­
forderte, sich gegen die Bundesregierung zu stellen und „in einer öffentli­
chen Manifestation die internationale Entspannung und damit auch das 
Ende des Kalten Krieges in Deutschland zu fordern",89 war in seinem er­
sten Entwurf von führenden DDR-Historikern abgelehnt worden, weil „Stil 
und Form [...] nicht dem Zweck (entsprechen), der mit diesem Brief er­
reicht werden soll" . 9 0 In ihrer wissenschaftlichen und politischen Haltung 
durchaus unterschiedliche Vertreter ihres Fachs stimmten in der Ansicht 
überein, daß die Westdeutschen nicht geschulmeistert werden dürften, 
wenn „wir von ihnen eine Stellungnahme wünschen [...]. Es muß ein Ton 
gefunden werden, der unsere Achtung ihnen gegenüber zum Ausdruck 
bringt und damit beweist, daß wir mit ihnen diskutieren wollen." 9 1 

Engelberg als Präsident der D H G suchte zwischen den unterschiedli­
chen Ansprüchen zu vermitteln. Auch er bekannte gegenüber dem Abtei­
lungsleiter Wissenschaften des Z K , Johannes Hörnig, „in einer innerlich 
zerrissenen Situation" zu sein - wenn auch aus anderen Gründen als die 
Kritiker des Aufrufs: „Auf der einen Seite sollen wir an alle Historiker in 
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Westdeutschland appellieren und sie zu einer Sinnesänderung aufrufen, auf 
der anderen Seite können grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten beim 
besten Willen nicht aus dem Weg geschafft werden." " Immerhin konnte er 
melden, daß trotz ihrer Bedenken alle Kritiker den Entwurf dennoch unter­
zeichnet hätten - mit Ausnahme von Lothar Berthold. „Unverantwortlich", 
notierte Hörnig empört an den Rand von Engelbergs Meldung und stellte 
klar, daß der Aufruf nach Westdeutschland in Wirklichkeit auf die Ge­
schlossenheit der eigenen Historiographie ziele: „Zuerst geht es bei dem 
Brief [an die westdeutschen Historiker; M . S.] mal um die Verantwortung 
unserer Historiker]. Warum begreift man das nicht?"9" 

Die in eine historische Legitimationswissenschaft verwandelte Fachhi­
storie der DDR war nicht das monolithische Gebilde, als das es den Dele­
gierten des Duisburger Historikertages erschien, die den schließlich in der 
von Hörnig verlangten Form abgeschickten Aufruf brüsk zurückwiesen. 
Auch das ihr aufgeherrschte Selbstverständnis einer parteilichen Wissen­
schaft ließ die instrumenteile Unterordnung unter die Politik der SED auf 
Dauer nur glaubwürdig erscheinen, wenn der marxistisch-leninistischen 
Geschichtswissenschaft ihre grundsätzliche Überlegenheit gegenüber allen 
Spielarten „bürgerlicher" Geschichtsschreibung zu demonstrieren erlaubt 
war - sofern der Gegner sich dieser Konkurrenz nicht entzog. Um ihre 
Identität als „gebundene Geschichtswissenschaft" (Ernst Schulin) zu wah­
ren, bedurfte die DDR-Historiographie der strikten Abgrenzung von der 
westlichen Historiographie ebenso wie der permanenten Auseinanderset­
zung mit ihr. Erst aus diesem Widerspruch wird die zögerliche und unein­
heitliche Ablösung der DDR-Geschichtswissenschaft von den deutschen 
Historikertagen zwischen 1949 und 1962 nachvollziehbar, die zudem ihre 
Innovationsfähigkeit in einer bloßen Kopie der 1958 verlassenen Organi­
sationsformen der bürgerlichen Gegenwissenschaft erschöpfte. Hier lag 
zugleich die Ursache eines auch auf dem gemeinsamen Boden einer politi­
schen Wissenschaft latent fortwirkenden Interessenkonfliktes zwischen der 
SED-Parteiführung und ihren Historikern um die Haltung gegenüber der 
westdeutschen Historikerschaft, der schon auf dem nächsten Historikertag 
in (West-)Berlin 1964 neu aufbrechen sollte. Welch innerer Legitimations­
verlust mit ihm verbunden war, zeigte sich schließlich, als der historische 
Herrschaftsdiskurs in der DDR auf den unaufhaltsamen Zwang zur Öff­
nung seiner Barrieren in den achtziger Jahren nicht anders zu reagieren 
wußte als mit seiner eigenen Erosion. 
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